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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Willibald Jacob, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 


Bilateraler Schuldenerlaß für die am wenigsten entwickelten Staaten 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der jüngste Weltbankbericht bestätigt, daß sich die Schuldenspi- 
rale für die meisten Entwicklungsländer uneingeschränkt weiter 
dreht. Die bestehenden Schulden werden als ein wesentliches Ent- 
wicklungshemmnis für alle betroffenen Staaten eingeschätzt. Am 
meisten betroffen aber von der zunehmenden Schere zwischen 
dem Rückgang der Entwicklungshilfe der Bundesrepublik 
Deutschland und der anderen OECD-Staaten und der immer 
drückenderen Schuldendienstlast sind die 48 von der UNO als „am 
wenigsten entwickelten Länder " (least developed countries - LDC) 
klassifizierten Staaten. Trotz dieser Einsicht ist es auf der Früh- 
jahrstagung 1996 von Internationalem Währungsfonds (IWF) und 
Weltbank zu keiner Einigung über Schritte zur multilateralen Ent- 
schuldung gekommen. Die Herbsttagung von IWF und Weltbank 
brachte zwar die Erkenntnis, daß dringender Handlungsbedarf be- 
steht, letztendlich sind aber die vereinbarten Maßnahmen der- 
maßen konditioniert, verklausuliert und terminiert, daß nur weni- 
ge Länder überhaupt in die Situation versetzt werden, eine 
Erleichterung ihrer Schuldenlast zu erreichen. Insbesondere die 
Beibehaltung von Kriterien, die Tragbarkeit und Untragbarkeit von 
Schulden in den betroffenen Ländern einschätzen sollen, sind un- 
tauglich, die Schuldenproblematik konsequent einer Lösung zu- 
zuführen. Eine weitere Aufschiebung der Lösung der Verschul- 
dungsprobleme allerdings beschleunigt in der gegenwärtigen 
Phase der Globalisierung von Handel und Wirtschaft die Mar- 
ginalisierung dieser Staaten und nimmt ihnen auf lange Sicht bzw. 
für immer die Möglichkeit zu nachhaltiger Entwicklung. 

Hohe Auslandsschulden und mangelnde Zahlungsfähigkeit sind 
herausragende Symptome der wirtschaftlichen Krise in den LDC. 
Administrative Betreuung und ständige Umschuldung der Aus- 
landsforderungen binden häufig die fähigsten Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes, die viel dringlicher für die Umsetzung wich- 
tiger Entwicklungsziele gebraucht werden. Die bisherigen Schul- 
denerleichterungen durch IWF, Weltbank und die bilateralen 
Gläubiger im Pariser Club - von denen die Bundesrepublik 
Deutschland einer der größten ist - sind nach wie vor völlig unzu- 
reichend. 
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11. Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung 
auf, 

für die Bundesrepublik Deutschland als bilateralen Gläubiger 
folgende bilaterale Maßnahmen für die Entschuldung dieser 
Staaten unverzüglich zu ergreifen: 

1. sofortiger und vollständiger Schuldenerlaß für alle LDC ohne 
jeghche Konditionalität (insbesondere ohne Struktur anpas- 
sungsprogramme); 

2. Gewährung von Entwicklungshilfe nur in Form nicht rück- 
zahlbarer Zuschüsse und gemäß des Pariser 10-Punkte-Pro- 
gramms in einem Umfang von 0,15 % des deutschen Brutto- 
sozialprodukts; 

3. vorrangiges Einsetzen der durch die Reduzierung der 1 1 . Wie- 
derauffüllung der International Development Association 
(IDA) freiwerdenden Mittel von 250 Mio. DM für zusätzliche 
bilaterale Entwicklungshilfe für die LDC für Maßnahmen der 
unmittelbaren Armutsbekämpfung; 

4. dauerhafte Erweiterung des Spielraumes für bilaterale Schul- 
denerlasse im Rahmen des Pariser Clubs, durch entsprechende 
Neuformulierung der Haushaltsvermerke - z.B. im Einzel- 
plan 32 - und Ausschöpfung aller Möglichkeiten, die die Haus- 
haltsordnung bietet, um unabhängig bilaterale Entschul- 
dungsmaßnahmen umfassend umzusetzen; 

5. unter Ausnutzung der Kompetenz deutscher, internationaler 
und einheimischer vor Ort tätiger Nichtregierungsorganisatio- 
nen und in Absprache mit ihnen alle nur denkbaren bilatera- 
len Maßnahmen zu ergreifen, die den Schuldenerlaß dauerhaft 
flankieren können und dazu beitragen, Neuverschuldung zu 
verhindern. 

Bonn, den 13. Januar 1997 

Dr. Willibald Jacob 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Die Vereinten Nationen haben 1971 aus guten Gründen eine Grup- 
pe von Staaten als die „am wenigsten entwickelten Länder" (LDC 
= least developed countries) identifiziert. 

Die LDC sind in jeder Hinsicht eine heterogene und politisch 
schwache Staatengruppe, die kaum die Möglichkeit hat, politi- 
schen Einfluß ausreichend auszuüben oder ihre Interessen ausrei- 
chend zu artikulieren. So laufen für jeweils eine Dekade Unter- 
stützungsprogramme der UNO. 1990 wurde in Paris für die 
laufende Dekade ein Aktionsprogramm verabschiedet, das vorsah, 
daß alle Geberstaaten 0,15 % ihres Bruttosozialprodukts als öf- 
fentliche Entwicklungshilfe für diese Staaten zur Verfügung stel- 
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len. Zur Halbzeit dieser Dekade, also 1995, sollte dazu Rechen- 
schaft abgelegt werden. 

Mittlerweile hat sich die Zahl der LDC-Staaten von 27 im Jahre 
1971 auf 48 Staaten erhöht. Betroffen sind heute mehr als eine hal- 
be Milliarde Menschen, von denen mehr als 80 % in bitterster Ar- 
mut leben. 

Die Lage der übergroßen Mehrheit der LDC-Staaten hat sich von 
Dekade zu Dekade verschlechtert. Den am wenigsten entwickel- 
ten Ländern wird angesichts des Rückgangs der international ge- 
leisteten Entwicklungshilfe immer weniger Aufmerksamkeit ge- 
schenkt. 

Sie sind aufgrund ihrer ohnehin schon schwierigen wirtschaftli- 
chen und finanziellen Situation nicht in der Lage, sich aus der wirt- 
schaftlichen Marginahsierung selbst herauszulösen und werden 
langfristig auf Ressourcenzufluß von außen angewiesen bleiben. 
Dieser kann jedoch, wenn er nicht in nichtrückzahlbaren Zu- 
schüssen erfolgt, immer wieder zum erneuten Aufbau der Schul- 
denmasse führen. 

Gegenwärtig sind die LDC mit mehr als 130 Mrd. US-Dollar ver- 
schuldet. Die größten Schuldner unter ihnen sind der Sudan mit 
17 Mrd. US-Dollar, Bangladesh mit 14 Mrd. US-Dollar und Zaire 
mit 11 Mrd. US-Dollar (siehe World Debt Tables 1995). Bei 19 Staa- 
ten dieser LDC weist das Verhältnis von Gesamtschulden zum Brut- 
tosozialprodukt eine Quote von mehr als 100 % auf, d. h. die Schul- 
den dieser Länder liegen höher als ihr Bruttosozialprodukt eines 
Jahres. Besonders gravierend stellt sich für Säo Tome und Princi- 
pe (712 %), Mosambik (419 %), Guinea Bissau (292 %) und Tan- 
sania (285 %) dieses Verhältnis dar. Viele dieser Staaten sind schon 
nicht mehr in der Lage, ihren Verpflichtungen für Tilgungen und 
Zinsen nachzukommen. Ihre Zahlungsrückstände werden auf die 
bestehende Gesamtschuld noch auf geschlagen und werden dann 
mitverzinst. Der jährliche Schuldendienst für diese Länder, der sich 
um die 3 Mrd, US-Dollar bewegt, macht für mehr als 21 dieser Staa- 
ten einen Prozentsatz von mehr als 10 % ihrer Exporterlöse aus 
(10 % werden als maximaler tragbarer Wert für die LDC angese- 
hen). Den enormen Schuldendienst konnten nur sieben Länder 
durch regelmäßige Zahlungen erfüllen. 

Die Gruppe der LDC ist zudem auch sehr differenziert. Wenn die 
oben genannten Durchschnittswerte schon ein bedrückendes Bild 
über die Lage dieser Staaten zeichnen, so sei dem noch hinzuge- 
fügt: 

- 24 Staaten unter den LDC zählen laut Weltbank zu den hoch- 
verschuldeten Ländern niedrigeren Einkommens (sog. SILIC = 
severely indebted low-income countries). Für diese Staaten ist 
die Schuldenlast durchschnittlich fünfmal so hoch wie ihre j ähr- 
lichen Exporterlöse. 

- Fast zwei Drittel der betroffenen Staaten (34) sind afrikanische 
Staaten, die ohnehin von den Gebern öffentlicher und privater 
Entwicklungshilfe mehr und mehr vernachlässigt werden (ver- 
gleiche jüngsten Weltbankbericht). 


3 



Drucksache 13/6720 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Angesichts dieser gravierenden Situation für die LDC darf der 
Schuldenerlaß nicht als politisches Instrument des Nordens ge- 
handhabt werden. Denn die Auslandsverschuldung ist nicht die 
Ursache selbst, sondern nur Ausdruck der strukturellen Schwäche 
dieser Länder, die allerdings mit dem gegenwärtigen Ansatz mul- 
tilateraler und bilateraler Entwicklungshilfe und ihrer Konditio- 
nalität nicht gelöst werden kann. 

Die Bundesrepublik Deutschland als wichtiger bilateraler Gläubi- 
ger wie auch als gewichtige Stimme in den multilateralen Finanz- 
institutionen und Gremien, die den LDC als Geldgeber und Gläu- 
biger gegenüberstehen, trägt eine große Verantwortung, die sie 
bisher nur unzureichend wahrgenommen hat. So ist die Bundes- 
republik Deutschland nicht der Empfehlung des Aktionsprogram- 
mes der UNO für die am wenigsten entwickelten Länder nachge- 
kommen und hat bis 1995 nicht 0,15 % des Bruttosozialprodukts 
für diese Länder und deren dringendsten Nöte zur Verfügung ge- 
stellt. 

Ebenso unerfüllt blieb die einmalige Erklärung der zuständigen 
Ausschüsse des Deutschen Bundestages und der letzten Volks- 
kammer der DDR vom 20. Juni 1990, in der u. a. empfohlen wur- 
de, die Schulden der LDC und speziell die Forderungen der DDR 
gegenüber damaligen bzw. heutigen LDC zu streichen. 

Die LDC sind gegenüber Deutschland mit 7,2 Mrd. DM verschul- 
det. Von diesen Schulden sind ca. 4,6 Mrd. DM über Hermes- 
Kredite und andere Bürgschaften „verstaatlicht". Die LDC haben 
jährlich Schulden und Zinsen von ca. 230 Mio. DM an die Bun- 
desrepublik Deutschland zu zahlen, Geld, das für diese Länder 
existenziell wichtig ist, aber für den Haushalt der Bundesrepublik 
Deutschland bei weitem nicht ausreichend und geeignet wäre, 
auch nur das geringste Finanzloch zu stopfen. 

Für die LDC jedoch würde der Schuldenerlaß viel menschliches 
Sterben und Leiden verhindern können, wenn diese Devisen für 
Nahrungsmittel, Medizin, für die Versorgung mit den dringlich- 
sten sozialen Diensten zur Verfügung stehen könnten. Nicht zu- 
letzt sind es Gelder, die irgendwann auch helfen können, eine 
Diversifizierung der Wirtschaft zu befördern und Einkommens- 
möglichkeiten neu zu schaffen. 
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